Stellungnahme der Landesregierung Rheinland-Pfalz zu den Beschlüssen des Oberrheinrates vom 21.11.2008 und zu den Empfehlungen des Interregionalen Parlamentarier-Rates vom 5.12.2008
( Oberrheinrat: 

1. Schaffung eines trinationalen Fonds für den Ausbau des öffentlichen Verkehrs in der Region Oberrhein

Die Landesregierung unterstützt den Beschluss zur Schaffung eines trinationalen Fonds für den Ausbau des öffentlichen Verkehrs in der Region Oberrhein, weist aber daraufhin, dass sich die entsprechenden Gremien der Oberrheinkonferenz noch nicht mit dem Thema und der Finanzierung beschäftigt haben. Durch diese Gremien sollte auch die Koordinierung für die Metropolregion Oberrhein erfolgen.
2. Energieeffizienz und Diversifizierung der Energiequellen in der Region Oberrhein

Die Landesregierung stimmt dem Beschluss des Oberrheinrates uneingeschränkt zu und schlägt vor, dass die in Rheinland-Pfalz zahlreich realisierten Projekte auf diesem Gebiet als Orientierung für künftige gemeinsame Maßnahmen dienen können. 
3. Initiative für eine Weiterentwicklung der Kulturkooperation am Oberrhein
Die Landesregierung unterstützt die Initiative für eine Weiterentwicklung der Kulturkooperation am Oberrhein und stimmt der Forderung zu, eine dafür zuständige Koordinierungsstelle durch EU-Förderung im Rahmen des INTERREG-IV-A-Programms zu realisieren, weiterhin erklärt sie sich bereit, entsprechend der Gebietsverhältnisse, eine Kofinanzierung zu übernehmen.
4. Tag der Schulen am Oberrhein 2009
Die Landesregierung begrüßt den Beschluss zum Tag der Schulen am Oberrhein 2009 ausdrücklich und spricht sich für die Einsetzung einer Arbeitsgruppe zur Konzeptionalisierung des Tags der Schulen aus, die Arbeit sollte dabei in enger Verzahnung mit der Arbeitsgruppe „Erziehung und Bildung“ der Oberrheinkonferenz erfolgen.
( Interregionaler Parlamentarier-Rat:
1. Verkehrsinfrastruktur in der Großregion

Die Landesregierung begrüßt die Empfehlung des IPR zur Verkehrsinfrastruktur in der Großregion und unterstützt die geforderten Maßnahmen wie eine weitere Ertüchtigung der Infrastruktur und die Verkürzung der Fahrzeiten. Sie weist darauf hin, dass die Zuständigkeiten für den Ausbau und den Betrieb der Hochgeschwindigkeitsbahnverbindung bei der Bundesregierung liegen.

Der Forderung des IPR zum Ausbau der Moselschleusen und seiner schnelleren Realisierung stimmt die Landesregierung in vollem Umfang zu. 
2. Standortsuche für ein weiteres Endlager für radioaktive Stoffe und Abfälle in Lothringen

Die Landesregierung stimmt der Empfehlung des IPR zu und befürwortet die Forderung, wonach die Standortfindung künftiger Endlager primär nach geologischer und technischer Eignung zu erfolgen hat und verweist in dem Zusammenhang auf die Vorgehensweise in der Schweiz. Des Weiteren wird die Landesregierung diesbezüglich ein Schreiben an die Bundesregierung verfassen, sie spricht sich auch dafür aus, dass die Thematik zusätzlich im Rahmen der Deutsch-Französischen Kommission für Fragen der Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen (DFK) behandelt wird. 
3. Gemeinsame Gedenkstätten- und Erinnerungsarbeit in der Großregion

Die Landesregierung unterstützt ausdrücklich die Empfehlung des IPR, wird sich, in Hinblick auf den Stellenwert der Gedenkstätten- und Erinnerungsarbeit in Rheinland-Pfalz, intensiv an der Umsetzung der vom IPR formulierten Ziele beteiligen und verweist auf bereits geplante und durchgeführte Projekte.  
